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Sicherstellung der Versorgung psychisch kranker Kinder und Jugendlicher in 
ambulanten sozialpsychiatrischen Strukturen 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Sozialpsychiatrievereinbarung trat zum 1. Juli 1994 in Kraft. Sie verfolgt 
das Ziel, eine kontinuierliche, ambulante, qualifizierte sozialpsychiatrische 
Behandlung von Kindern und Jugendlichen zu gewährleisten und eine Alter- 
native zur stationären Versorgung zur Verfügung zu stellen. Zentral ist dabei 
eine interdisziplinäre Zusammenarbeit medizinischer, psychologischer, päda- 
gogischer und sozialer Berufsgruppen. 

Die Sozialpsychiatrievereinbarung wird von den meisten gesetzlichen Kran- 
kenkassen (GKV) als wichtiger Bestandteil der Versorgung psychisch kranker 
Kinder und Jugendlicher bewertet. Zum Teil wird jedoch in Frage gestellt, ob 
die damit verbundene komplexe Behandlung originäre Aufgabe der gesetz- 
lichen Krankenversicherungen sei. 

Die Sozialpsychiatrievereinbarungen wurden von den Ersatzkassen bundes- 
weit und einigen Primärkassen regional zum Jahresende 2008 gekündigt. Zwi- 
schen Kassenärztlicher Bundesvereinigung (KBV) und GKV-Spitzenverband 
wurde Ende November 2008 eine Übergangsregelung bis zum 3 1 . März 2009 
verabredet und Verhandlungen über eine Anschlussregelung, der gesetzliche 
Krankenkassen beitreten können, angekündigt. 

Im Januar 2009 sollen die Verhandlungen über diese Anschlussvereinbarung 
(Anlage zum Bundesmantelvertrag), die ab 1 . April 2009 gelten soll, begin- 
nen. Nach Aussagen Beteiligter sei es im Moment offen, welche Kassen die- 
sem Vorschlag beitreten. Dieser Zustand entziehe den sozialpsychiatrischen 
Praxen die Planungsgrundlage für die Zeit nach dem 3 1 . März 2009, so dass 
diese sich gezwungen sähen, ihre Mitarbeiter/Mitarbeiterinnen jetzt zum Ende 
des 1 . Quartals 2009 zu kündigen, um dem Risiko nicht refmanzierbarer Per- 
sonalkosten zu entgehen. Befürchtet wird, dass damit die seit 1994 ausgebau- 
ten sozialpsychiatrischen Strukturen für psychisch kranke Kinder und Jugend- 
liche zusammenbrechen würden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 23. Dezember 
2008 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung der Bundesregierung 

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat sich seit Mitte des Jahres 
2008 kontinuierlich um eine Lösung der Problematik der von vielen Kranken- 
kassen gekündigten Sozialpsychiatrievereinbarangen bemüht. Vom BMG wur- 
den vor diesem Hintergrund diverse Maßnahmen ergriffen, die zuletzt auf 
Ebene der Bundesmantelvertragspartner zum Abschluss einer „Übergangsver- 
einbarung zur Fortführang der besonderen Maßnahmen zur Verbesserung der 
sozialpsychiatrischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen und zur Fort- 
führung der besonderen Maßnahmen zur Verbesserung der onkologischen Ver- 
sorgung“ geführt haben. Diese Vereinbarung sichert für den Zeitraum des ers- 
ten Quartals 2009 die bestehenden besonderen Praxisstrukturen in der sozial- 
psychiatrischen Versorgung von Kindern und Jugendlichen. Es ist weiter ver- 
einbart worden, dass die Bundesmantelvertragspartner für den Zeitraum ab dem 

1 . April 2009 eine Anschlussvereinbarung treffen werden, die geeignet ist, die 
qualitätsgesicherte Versorgung mit sozialpsychiatrischen Leistungen sowie 
Leistungen der onkologischen Versorgung dauerhaft sicherzustellen. 


1 . Wie viele Kinder- und Jugendpsychiater/Jugendpsychiaterinnen praktizie- 
ren in Deutschland in der ambulanten Versorgung? 

Zum 31. Dezember 2007 nahmen nach Angaben des Bundesarztregisters der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung 732 Fachärzte für Kinder- und Jugend- 
psychiatrie und -Psychotherapie an der vertragsärztlichen Versorgung teil. 


2. Wie viele Kinder- und Jugendpsychiater/Jugendpsychiaterinnen praktizie- 
ren dabei in sozialpsychiatrischen Praxen? 

Angaben hierzu liegen der Bundesregierung nicht vor. Das BMG hat die Kas- 
senärztliche Bundesvereinigung (KBV) sowie den Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen um zeitnahe Übersendung der erbetenen Angaben gebeten. 
Sobald diese vorliegen, werden die Angaben zur Verfügung gestellt. 


3. Wie viele psychisch kranke Kinder und Jugendliche werden pro Jahr von 
Kinder- und Jugendpsychiatem/Jugendpsychiaterinnen insgesamt, wie 
viele davon in sozialpsychiatrischen Praxen, und wie viele andererseits 
durch Psychotherapeuten/Psychotherapeutinnen behandelt? 

Siehe Antwort zu Frage 2. 


4. ln welchen Bundesländern gibt es zwischen Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen und Krankenkassen Sozialpsychiatrievereinbarungen? 

Siehe Antwort zu Frage 2. 


5. ln welchen Bundesländern gibt es entsprechende Vereinbarangen, die über 
die zwischen Kassenärztlicher Bundesvereinigung und GKV-Spitzenver- 
band abgeschlossene, bis zum 3 1 . März 2009 geltende Übergangsregelung 
hinausgehen? 


Siehe Antwort zu Frage 2. 
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6. Wie stellt sich die Bundesregierung die zukünftige Versorgung psychisch 
kranker Kinder und Jugendlicher in sozialpsychiatrischen Strukturen vor? 

Geht die Bundesregierung davon aus, dass die gesetzlichen Krankenkassen 
sich umfassend an der Anschlussvereinbarung zur Sozialpsychiatrieverein- 
barung beteiligen? 

Welche Schritte plant die Bundesregierung, falls dies nicht der Fall sein 
sollte? 

Das BMG ist gemeinsam mit der KBV und dem Spitzenverband Bund der 
Krankenkassen als Partner des Bundesmantelvertrages der Auffassung, dass die 
durch die Sozialpsychiatrievereinbarung festgelegten und finanzierten Maßnah- 
men zur Verbesserung der sozialpsychiatrischen Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen angemessen und notwendig sind und auch nach dem 1. April 
2009 fortgeführt werden sollen. Die Partner des Bundesmantelvertrages haben 
deshalb vereinbart, mit Wirkung zu diesem Zeitpunkt eine Anschlussvereinba- 
rung zu treffen, die geeignet ist, die qualitätsgesicherte Versorgung mit sozial- 
psychiatrischen Leistungen sicherzustellen und die durch Beitritt der Landes- 
verbände der Krankenkassen sowie der Kassenärztlichen Vereinigungen wirk- 
sam wird. Davon unberührt bleiben fortgeführte oder angepasste bestehende 
Vereinbarungen oder die Sicherstellung der Versorgung in anderer Weise. Vor 
diesem Hintergrund kann nicht ausgeschlossen werden, dass einzelne Kranken- 
kassen abweichend von der Anschlussvereinbarung der Bundesmantelvertrags- 
partner die sozialpsychiatrische Versorgung der bei ihnen versicherten Kinder 
und Jugendlichen auf andere Weise gewährleisten. Zu berücksichtigen ist dabei 
jedoch, dass das BMG gemeinsam mit der KBV die Auffassung vertritt, dass 
die Sozialpsychiatrievereinbarung schiedsamtsfähig ist. Damit besteht für die 
Kassenärztlichen Vereinigungen für den Bereich der sozialpsychiatrischen Ver- 
sorgung die Möglichkeit, das Schiedsamt anzurufen. 


7. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit einer einheitlichen bundes- 
weiten Regelung? 

Falls nein, weshalb nicht? 

Falls ja, sind dafür Veränderungen im Fünften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V) notwendig? 

Falls ja, welche, und wann gedenkt die Bundesregierung diese in Angriff 
zu nehmen? 

Nach Auffassung des BMG eignet sich der Bereich der sozialpsychiatrischen 
Versorgung nicht für eine einzelvertragliche Profilierung der Krankenkassen. Er 
sollte bundeseinheitlich geregelt werden. Das BMG hält es für sachlich geboten, 
im Bundesmantelvertrag den allgemeinen Inhalt der sozialpsychiatrischen Leis- 
tungen zu vereinbaren. Vor dem Hintergrund der Ende November 2008 in das 
Unterschriftenverfahren gegangenen Übergangsvereinbarung der KBV und des 
Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen zur Fortführung der besonderen 
Maßnahmen zur Verbesserung der sozialpsychiatrischen Versorgung von Kin- 
dern und Jugendlichen prüft das BMG auch Änderungen des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch, die noch im Jahr 2009 in Kraft treten sollen. 
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8. Wie bewertet die Bundesregierung die Auslegung des § 43 a SGB V sei- 
tens einer Krankenkasse in Baden- Württemberg, dass nur die Honorierung 
der Diagnostik unter die Regelung des SGB V falle und die gesetzlichen 
Krankenkassen keine therapeutischen sozialpsychiatrischen Maßnahmen 
zu finanzieren hätten? 

Ist aus Sicht der Bundesregierung eine Änderung des § 43a SGB V sinn- 
voll oder notwendig? 

Falls ja, in welcher Form? 

Falls nein, weshalb nicht? 

Im Rahmen der Prüfung einer Änderung der gesetzlichen Rahmenbedingungen 
der Sozialpsychiatrievereinbarung wird auch eine Änderung von § 43a des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch einbezogen. 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 


